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A u s d e m N a t i o n a l r a t e . 

Der Rat hat am Montag die Beratung des Geschäfts--
berichtes wieder aufgenommen. C h u a r d u. G r i m m 
und andere Sozialdemokraten kritisierten scharf die Ver-
ordnung des Bundesrates, welche diejenigen Soldaten, die 
ihrer Schießpflicht nicht nachgekommen sind, oder dabei 
schlechte Resultate erlangt haben, zwingt, einen Extrakurs 
ohne Sold mitzumachen. Solche Strafschießkurse seien in 
der Militärorganisation nicht begründet. Ja , sie seien ge-
radezu ungesetzlich. Bundesrat D e c o p p e t antwortete, 
wenn man das Schießwesen ernst nehmen und das Geld, 
womit man die Schießvereine unterstütze, nicht bloß ver-
schleudert sein solle, so müssen ernste Anforderungen an 
die Schießübungen gestellt werden. M ä c h l e r unterstüßt 
die Anschauungen des Bundesrates. G r i m m stellt eine 
Motion auf Abänderung der bundesrätlichen Vorschrift. 
Chuard referiert »veiter über die Rekrutierung. Wenn 
anstatt früher nur 50 Prozent, jetzt bis 70 Prozent rekru-
tiert werden, so rührt das nicht nur von der Verbesserung 
der körperlichen Eigenschaften, sondern daher, daß man 
jetzt zu gewissen Dienstleistungen, zum Beispiel zur Sanität, 
Leute verwendet, die früher dienstfrei gewesen wären. — 
Von S t r e n g nimmt Bezug auf eine Beschwerde der ka-
tholischen J ü n g l i n g s v e r e i n e der Schweiz, die sich 
gegen den militärischen Vorunterricht an Sonntagen ge-
richtet hatte. Auch die Pastorenkonferenz von Solothurn 
"ffatte sich ähnlich ausgesprochen. Der Bundesrat hat beide 
Eingaben abgewiesen und dabei bloß die Konzession ge-
macht, daß er wie bisher Sorge tragen werde, damit die 
Uebungen bis zum Gottesdienste beendigt seien. Das 
hat überall Aussehen erregt. Auch der evangelische Kirchen-
rat von Zürich drückt sich in schärfster Weise gegen diese 
Ordnung der Dinge aus. Die militärische Ausbildung 
nützt keinen Pfifferling, wenn Herz und Gemüt dabei Scha-
den leiden. Nachdem Bundesrat Hofsmann im Dezember 
sich so warm für die Ermöglichung des Kirchenbesuches 
ausgesprochen hat, ist die ablehnende Haltung des Mili-
tärdeparteinentes vom Januar kaum verständlich. Bun-
desrat D e c o p p e t redet sich aus, die Kurse seien nicht 
offiziell, man müsse es daher den Veranstaltern über-
lassen, den Zeitpunkt der betreffenden Uebungen fcstzu-
setzen. Man werde, wie bisher und so auch in Zukunft, 
^ den Kursleitern zur Pflicht machen, die religiösen Ge-
suhle zu schonen, indem sie den Besuch des Sonntagvor-
mittagsgottesdienstes ermöglichen. G r i m m erzählt eine 
Geschichte, nach welcher einenr Rekruten zur Strafe befohlen 
Worden wäre, sich bäuchlings in den Straßenkot zu legen, 
« t a d l i n iveiß zu berichten, daß jener Korporal, der diese 
Haltlosigkeit begangen, mit drei Tagen scharfem Arrest 
^straft worden sei. C h o q u a r d bedauert den Mangel 

fln Veterinären; man soll alle Veterinäre für diesen Dienst 
für die Waffen rekrutieren. Auch die phantasti-

lchen Offizierskleider tadelte er. K e l l e r fordert Maß-
whnien, damit nicht wieder, wie letzthin in Aarau, die 
flattern vorkommen. Man sollte doch wieder an die Jmp-
Z""g denken, mit welcher man in Deutschland und in 
^ alien die besten Erfahrungen mache. S t r a u m a n n : 

den Feldzügen von 1871 spielten die Blattern eine 
3iausam>ere Rolle, als die Waffen des Gegners'. Da-

als wurden die Pocken auch bei uns eingeschleppt. Es 
> nicht ausgeschlossen, daß wir, wenn wir fortfahren wie 

N'jfc ' ganz schlimme Erfahrungen machen werden. 
'tshtr hat der Oberfeldarzt dafür gesorgt, daß die Re-
uten sich wenigstens imipfen lassen konnten, wenn sie 

Zollten. Man wird weiter gehen müssen. M i n g tadelt 
6 E ^^achläßigung der bäuerlichen und Handwerkerkreise 
^Rekrutierung von Offizieren. S o komme es, daß das 
nter'waldnerbataillon kaum Mehr die Hälfte einheimischer 

^ Nrziere besitze. Die bäuerliche Bevölkerung ist allerdings 
be? o** ^ Mundwerk ausgerüstet, wie die Angehörigen 

Kaufmiannsstandes, zu deren Ausrüstung ja ein gutes 
fj^dstück gehöre. Auch geschmeidig bei den Vorgesetzten 
.. 5 uMzutuu, verstehen sie nicht wie jene. Die Vertraut-

mit dem Gebirge und die Kenntnis des Charakters 
r ~ . . . . . . . . 

ä 
canner. Aber auch der Bauern- und Handwerkerssohn 

so ^utergcbenen ist aber wenigstens so wichtig, und wiegt 
s i ^ die Virtuosität im- Taktschrittklopfen auf. Gewiß 
M ^Ü^iere, die man uns gibt, wackere und huMane 

Möchte etwas 
warts zu 

^tement von den Kantonen Ob- und Nidwalden die Zu-

y ; gelten, möchte die Möglichkeit haben, vor 
J kornMen. Vor einiger Zeit hat das Militärde 

stimmung verlangt, daß̂  die Mobilisierung des Bataillons 
nicht mehr in Sarnen und Stans, sondern in Kriens ge-
schehe. Die Regierungen haben zugestimmt, weil man 
ihnen versicherte, diese Maßregel sei im' Interesse einer 
schnelleren Kriegsbereitschaft notwendig. Die Erfahrung 
hat gezeigt, daß diese Maßregel keine Vorteile bringt, 
dafür aber der Mannschaft Kosten verursacht, von denen 
sie früher nichts wußte. Aber der Moralische Schaden 
dieser Maßregel ist ein noch viel größerer. Die Populari-
tät des Militärwesens leidet darunter. Man wird mir 
„Kantönligeist" vorwerfen. Wenn ein großer Kanton für 
seinen Bestand, seine Entwicklung, seine Ehre und die Mit-
tel kämest, feine Pflichten würdig zu erfüllen, dann ver-
tritt er seinen Staatsgedanken; tut aber ein kleiner Kanton 
das gleiche, so tadelt man es als „Kantönligeist". Wir 
wehren uns um Imponderabilien, die für die Vaterlands-
Verteidigung wichtiger sind, als Taktschritt und Drill, 
um den militärischen Geist der Jugend und des Volkes. 
Bundesrat D e c o p p e t verspricht, diese Bemerkungen 
wohlwollend in Berücksichtigung zu ziehen. M o s e r re-
seriert über Landwirtschaft. Er freut sich über die Aus-
breitung des landwirtschaftlichen Bildungswesens, rügt 
aber, daß zu wenig Dünger- und Futtermittelhandels'-
firmen unter Kontrolle stehen. Bundesrat S c h u l t h e ß 
antwortet, ein Zwang zur Kontrolle bestehe nicht, da müsse 
die Aufklärung nachhelfen. M o s e r spricht die Hoffnung 
aus, daß nach dem Bericht einer bezüglichen Studien-
kommission Rußland bei zweckmäßiger Organisation des 
Exportes ein ausgezeichnetes Absatzgebiet für «Schweizer* 
vieh abgeben könnte. Da Frankreich und Italien unserm 
Export mehr und mehr Schwierigkeiten entgegensetzen, ist 
unbedingt zu wünschen, daß die bezüglichen Bestrebungen 
unterstützt werden. Den direkten Schaden der Maul- und 
Klauenseuche darf man wohl auf 10 Millionen Franken 
berechnen, und der indirekte ist nicht geringer. Das Alters-
asyl in Wil, Kantons St . Gallen, mußte allein 40 Stück 
des besten Nutzviehes schlachten. Im! September lwaren 
über 19,000 Stück Vieh seuchenkrank. R e b m ' a n n : Die 
süddeutschen Staaten führen nun SimMentalervieh aus, 
statt daß sie früher solches von uns gekauft haben. Sie 
setzen unserm! Import Hindernisse entgegen. Sie verbieten 
sogar die Durchfuhr, während sie die Einfuhr erlauben. 
Das geht gegen den Handelsvertrag. Da sollte etwas ge-
schehen. Bundesrat S c h u l t h e ß berichtet, daß Italien 
bezüglich Vieheinfuhr entgegengekommen ist. Es ist zu 
hoffen, daß auch Deutschland nachgibt. Nachdem man nach 
den Hauptherden der Seuche, Ems und Haldenstein im Kan-
ton Graubünden, Tierärzte geschickt hat, sind die Verhält-
nisse bedeutend besser geworden. Es ist zu hoffen, daß die 
landwirtschaftliche Bevölkerung bei der Seuchenbekämpfung 
energisch mitwirkt. S t u c k i spricht sich, über die Wünsch-
barkeit der Ausrichtung der im Krankenversicherungsgesetz 
vorgesehenen Gebirgs'zns-chläge aus. Bundesrat S c h u l t -
h e ß bemerkt, dem Sozialversicherungsamt haben bis jetzt 
die Organe gefehlt, die Verhältnisse genauer zu untersuchen. 
Zuerst müssen allgemeine Regeln, gestützt aus die festige-
stellten Verhältnisse gegeben werden. Sch e r r e r - F ü l l e-
m a n n bringt ein Postulat betreffend Eidgenössische Hypo-
thekenbank in Erinnerung und ist erstaunt, daß die Kantone 
hierin eine Gefährdung ihrer Banken erblicken. H i r t e r 
glaubt, die Nationalbank habe bis jetzt alle Dienste geleistet, 
welche Man auch von einer Hypothekenbank werde erwarten 
können. Eine Hypothekenbank könnte ftmm billigeres Geld 
verschaffen als die Nationalbank. Er glaubt, die Kantone 
erhalten Mit der Entschädigung Mehr, als sie durch! den 
Entzug der Notenemission verloren haben. Die Entwick-
lnng des Institutes fei zwar erfreulich, aber die Steigerung 
der Beiträge an die Kantone müsse denn doch! auch einmal 
aufhören. Bundesrat M o t t a : Die Eidgenössische Hypo-
thekenbank stößt auf Widerstand wie das Postsparkassen-
gesetz. Es ist nicht die Zeit, das' Volk mit ersterer kopfscheu 
zu machen. Es würde dazu eine Verfassungsrevision be-
dürfen. W a l t h e r ersucht den Bundesrat, dem' Studium 
der Zweiliterfrage Aufmerksamkeit zu schenken. Besonders 
seien es Italiener, welche ans dem Zweiliterhandel Ge-
winn ziehen und- die Jugend dem' Alkoholismus zuführen. 
Ca f l i f - ch verlangt strengere Durchführung des Absinth'-
Verbotes, besonders Maßregeln gegen dessen Einschm^g-
gelung. Bundesrat M o t t a verspricht, den Anregungen 
zu folgen. Eine Anzahl Mitglieder des Nationalrates 
stellen eine Motion auf Einführung einer T a b a k s t e u e r 
oder des T a b a k M o n o p o l s . E s ist nicht wahrfchein-

sich, daß diese Maßregeln beim Volke große ShMpaihie fin-
den. Jedenfalls wird eine solche Auflage erst dann ange-
nommen, wenn ein großer sozialer Zweck damit verbunden 
wird, zum Beispiel die Alters- oder Invalidenversicherung 
oder wenn ein bedeutender Teil des Ertrages dieser Steuer 
den Kantonen abgegeben wird, welche nicht weniger not-
leidend sind als der Bund. 

Dank dem durchschlagenden Votum des Herrn Land-
amMann W i r z war im Ständerat das vom Nationalrats 
mit einer Stimme Mehrheit verworfene V e r b o t d e s A l -
k o h o l a n s s ch >a n k e s in den Fabrikkantinen außer den 
Mahlzeiten wieder ausgenommen worden. Der Nationalrat 
verwarf es wieder Mit einer Stimme Mehrheit. 

Präsident v o n P l a n t a teilte mit bewegten Worten 
den Tod des Malers Giron von Gens mit, des Künstlers', 
der das große Gemälde im Saale, das' Rütli darstellend, 
geschaffen hat. Giron galt damals als' Moderner und das 
Gemälde fand zuerst? nicht allgemeinen Anklang. Nun ist man 
aber mit demselben so -ziemlich versöhnt. Die Herbststimm'-
ung weckt das Andenken an jenen denkwürdigen November-
tag, an welchem die drei Männer die Schweizersrei'heit 
gründeten. Daß doch auch diese ein so würdiges MoMent 
erhalten Möchten! 

Wechsel und Bauern. (Einges.) 
„ B a n e r , u n t e r s c h r e i b e k e i n e n Wechse l ! " — 

Diese Warnung haben wir schon in unfern Schuljahren 
oftmals gehört und gelesen und man sollte hoffen dürfen, 
daß solche schon oft gehörte und wohlgemeinte Abmachungen 
von den Leuten genügend gewürdigt werden. Wir haben 
indessen schon hin und wieder und in nenerer Zeit ziemlich 
oft die Wahrnehmung gemacht, daß Bauern Wechsel unter-
schreiben, akzeptieren oder auch an Zahlungsstatt annehmen. 

Was ist denn eigentlich so ein Wechsel? — Ein Wechsel 
ist ein auf einem hiefür speziellen ForMvorschriften und 
Exekutionsrecht unterstellten Schein gegebenes Zahlungs-
versprechen. Das schweizerische Wechselrecht ist im neuen 
schweizerischen Obligationenrecht, Art. 720—845, und iM 
Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs', Art. 
177—189, geordnet. Die HauptMomenie des Wechsels be-
stehen in dessen besondern formellen und- materiellen Vor-
schrift-en und namentlich in dem raschen, beschleunigten 
Ex-ekutionsv erfahren, nach welchem 'bei nicht pünktlicher Ein-
lösuug oder sofern nicht in beschleunigtem Verfahren ein 
erhobener Rechtsvorfchlag begründet werden kann, sofortige 
Inventarisierung und innerhalb drei Tagen ohne weitere 
Formalitäten der Kontos über den säumigen Zahler er-
öffnet werden kann. 

D-er Wechsel ist ein gebräuchliches und bequemes Zah-
lungsmittel im eigentlichen Handels- und Geschäftsverkehr 
für solche Geschäftsleute, welche zu deren Einlösung stets! 
genügend bares Geld in der Kasse oder Blankokredit aus 
einer, Man Muß heutzutage bemerken, >zahlungssähig-en 
Bank haben. Ist dies nicht der Fall, so ist derselbe für den 
Schuldner, eventuell auch für den Aussteller u n d . I n -
dossanten, drastisch ausgedrückt, eine Falle, in welcher mit 
seiner Person und mit seiner wirtschaftlichen Existenz kur-
zer Prozeß gemacht wird. Aus diesem Grunde und dem 
Wesen des Wechsels ist derselbe erfahrungsgemäß ein sehr 
ungeeignetes Zahlungs- und Verkehrsmittel für den ge-
samten Bauernstand. Abgesehen von dem weitern Um-
stände, daß das Wechselrecht ganz speziellen und eigenarti-
gen Vorschriften unterworfen ist, von welchen der größte 
Teil des Bauernstandes keine oder nur sehr geringe Kennt-
nis hat, ist der Barbestand oder der offene Bankkredit bei 
einem sehr großen Teil der Bauersame nicht derart, um 
nach Belieben oder von heute auf Morgen Wechfelschulden 
bezahlen zu können. Muß aber die Geldbeschaffung vorerst 
durch rasche Verkäufe oder Faustpfand usw. realisiert wer-
den, so ist das in der Regel mit größeren oder kleineren 
Verlusten, Mühewalt und Kosten verbunden. Auch die be-
stimmte Voraussetzung, daß von irgend einem Schuldner 
auf den Zeitpunkt der Fälligkeit des Wechsels Zahlungen 
geleistet werden, erweist sich in der Praxis häufig als eine 
trügerische. Die Folge davon war und ist, daß bei Wechsel-
rechtlicher Exekution Hunderte und Hunderte Existenzen spe-
ziell aus dem Bauern- und Handwerkerstande sofort ruiniert 
oder, was ähnlich ist, dem Wucher in die Arme getrieben 
wurde und zu der nur zu berechtigten Warnung geführt 
hat: „Bauer, unterschreibe keinen Wechsel!" 

Dieser Umstand hat denn auch dazu geführt, daß bei 
eidgenössischen Regelung des Wechselrechtes die wechselrecht-


